
Ein Fluch für Afrika
Experten d iskutierten deutsche Entwickl u n gszusa m mena rbeit

lst' die deutsche Entwick-
lungszusammenarbeit helfen-
de Hand oder eher langer
Arm der eigenen Politik?
Diese Frage diskutierten Ex-
perten im Studium generale.

MADELEINE WEGNER

fübingen. Im Fokus der letzten
Diskussion in der Studium-genera-
le-Reihe ,,Krisen, Konflikte und Zu-
sammenleben in der einen Welt"
stand die deutsche Entwicklungs-
politik. Das deutschlandweite, in-
terdisziplinäre Netzwerk,,you-ma-
nity" hatte dazu vier Exlrerten zur
Podiumsd,iskussion in den Tübin-
ger Kupferbau eingeladen. ,,You-
manity" .steht jungen Menschen
offen, die sich für humanitäre Hilfe
und Entwicklungszus€Immenarbeit
interessieren und Projekte in Ent-
wicklungsländern unterstützen
wollen.

Auf dem Podium vor rund 90 Zu-
hörern saßen: Kurt Gerhardt (ehe-
maliger \4/DR-Journalist und Mit-
unterzeichner des ,,Bonner Auf-
rufs"), Gisela Schneider (Direktorin
des ,,Deutschen Instituts ftir fuztli-
che Mission', Dif:im), Christian
\,Vilmsen (ehemaliger Ministerial-
rat im Bundesministerium fifwirt-
schaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, BMZ) sowie Ursula
Eid (ehernalige entwicklungspoliti-
sche Sprecherin der ,,Grtirren" und
bis 2005 Parlamentarische Staats-
sekrettirin des BMZ).

,,Wir müssen auf Augenhöhe
diskutieren", sagte Gisela Schnei-
der, die fast 30 fahre Erfahrung in
Gambia und Uganda gesammelt
hat: ,,Deshalb spreche ich auch
nicht von Entwicklungshilfe, sori-

dern von Entwicklungszusam-
menarbeit."

In eine ?ihnliche Richtung lenkte
Christian Wilmsen die Diskussion.
Er betonte, dass noch kein Land
von außen entwickelt wurde, son-
dern dies nur von innen heraus
geschehen könne. ,,Es können al-
Ienfalls Ftrilfestellungen gegeben
werden", schlussfolgerte er. Des-
halb sei es notwendig, die deut-
sche Politik zu verändern, zum
Beispiel im Bereich des Exports.
Denn durch Transfer-Preis-Mani-
pulationen über multinationale
Konzerne wür-
den sowohl
Deutschland als
auch dem je-
weiligen Ent-
wicklungsland
Steuern entzo-
gen.

,,Afrika ist ei-
nes der, größten
Steuerfluchtlän-
der", sagte Ursula Eid. Deshalb sei
Transparenz nötig. ,,Die jungen af-
rikanischen Bürger von heute wol-
len hören, dass Afrika eine Chance
hat", sagte sie. Dazu gehöre auch,
dass die deutsche Entwicklungs-
zusammenarbeit den afrikani-
schen Eliten keine Argumente
mehr liefere, die diesen die Ent-
schuldigungen leicht machten.

Nirgefidwo sonst gebe es größe-
re Entwicklungsprobleme als inAf-
rika, meinte Gerhardt,,Schwarzaf-
rika produziert nichts, was auf dem
Weltmarkt verkauft werden könn-
te." Selbst die so kostbaren und
reichen Bodenschätze seien ein
Fluch für Afrika. Denn sie liefern
Grund für IGiege und das Geld aus
ihrem Verkauf fließe zu oft in die
falschen Taschen. Genau deshalb

müsse Entwicklungszusammenar-
beit auf allen Ebenen stattfinden,
schloss Schneider an. ,,Es gibt ei-
nen Level an Armut, aus dem man
selbst nicht mehr heraus kommt",
sagte die Diftim-Direktorin. Mit
Blick auf die hohe HlV-Infektions-
rate in Afrika fügte sie hinzu:
,,Menschen, die krank sind, kön-
nen sich nicht wirtschaftIich ent-
wickeln."

0,7 Prozent deS Bruttoinlands-
produktes haben sich die EU-,
Länder als Ziel für die offiziellen
Entwicklungshilfeleistungen bis
2015 gesetzfl Gerhardt sprach je-
doch von ,,enttäuscheirden und
entsetzenden Ergebnissen der
Entwicklungshilfe". Einen Grund
dafür sah er in den Illusionen, auf
die sich viele Ansätze stützen
würden - beispielsweise bei den
Budgethilfen. Als ,,größte Träu-
merei" jedoch bezeichnete er die
Annahme, eine Erhöhung der fi-
nanziellen Mittel würde automa-
tisch zu mehr Entwicklungserfolg
führen.

Ursula Eid ist Mitglied im Bera-
tungsausschuss von UN- General-
sekretär Kofi Annan zum Thema
,,Wasser und Sanitäre Grundver-
sorgung". Sie hält die 0,7 Pro-
zent-Quote für eine willkürliche
Zahl. Außerdem messe die Quote
lediglich, wie viel Geld ausgege-
ben würde. Wesentlich sinnvoller
hingegen sei es, Ergebnisse zu
messen - zum Beispiel, wie viele
Brunnen gebaut wurden. Eid hielt
es außerdem für unerlässlich,
dass die deutsche Politik ihre In-
teressen offen legt, um glaubwür-
dig zu bleiben. Denn, so Eid wei-
ter, dass die Hilfe aus reiner Phil-
anthropie heraus erfolgt - ,,das
glaubt uns keiner!"


